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LSVA: Gespräche mit 
EU noch im Gange 

Abklärungen über Wegekostenrichtlinie 

Laut Regierung wird Liech
tenstein parallel mit der  
Schweiz anfangs 2001 die 
LSVA einführen. Mit der  EU-
Kommission konnten aller
dings die Gespräche, vor allem 
was die Konformität mi t  der  
neuen EU-Wegekostenrichtli-
nie betrifft, noch nicht abge
schlossen werden. 

Nach den Worten des FBP-Abge-
ordneten Klaus Wanger wurde im 
Vorfeld der LSVA-Abstimmung 
verschiedentlich die Rechtsmei
nung geäussert, dass die Ein
führung der LSVA gegen das 
EWR-Recht und insbesondere 
gegen die Eurovignetten-Richtli
nie Verstösse. Er wollte daher im 
letzten Landtag wissen, ob von 
Seiten der EU-Kommission oder 
der EFTA-Überwachungsbehörde 
ebenfalls entsprechende Beden
ken bei der Regierung angemel
det wurden - wenn ja,  ob allen
falls von der EU-Kommission 
oder der EFTA-Überwachungs-
behörde grünes Licht zur Ein
führung der LSVA per 1. Januar 
2001 gegeben wurde. 

Gespräche laufen noch 
Zu dieser kleinen Anfrage 

von Klaus Wanger hielt Regie
rungschef-Stellvertreter Micha

el Ritter in aller Kürze Folgen
des fest: «In der Abstimmungs
broschüre der Regierung zur 
Volksabstimmung vom 22./24. 
September 2000 über die Ein
führung der Leistungsabhängi
gen Schwerverkehrsabgabe 
(LSVA) wurde bezüglich EWR-
Verträglichkeit der LSVA aus
geführt, dass die LSVA mit dem 
EWR-Primärrecht vereinbar ist 
und dass in Brüssel Gespräche 
geführt .werden, um auch die 
Konformität mit der neuen EU-
Wegekostenrichtlinie herzustel
len, die zur Übernahme in den 
EWR ansteht. 

Die in  der Abstimmungsbro
schüre enthaltene Aussage ist 
immer noch richtig und  gibt 
den heutigen Stand der Dinge 
wieder. In den laufenden Ge
sprächen mit den zuständigen 
Vertretern der EU-Kommission 
ist zudem zur Kenntnis genom
men worden, dass auch ohne 
Abschluss dieser Gespräche 
Liechtenstein parallel mit der 
Schweiz Anfang 2001 die LSVA 
einführen wird. Geprüft werden 
derzeit noch verschiedene Da
tenerfassungen bezüglich Fahr
ten von im EWR immatrikulier
ten Fahrzeugen, um die Kon
formität mit der Wegekosten
richtlinie abzusichern.» 

Der FBP-Abgeordnete Klaus Wanger erkundigte sich über die Ein-
filhrung der LSVA in Liechtenstein. (Bild: Brigitt Risch) 

Medienförderung: Noch 
keine Leistungsvereinbarung 

Erste Vereinbarung mit Radio L laut Regierung aber kurz vor dem Abschluss 

Mit  Radio L dürfte die Regierung in Kürze eine Leistungsvereinbarung abschliessen. 

Bis zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt wurden von der 
Regierung noch keine Leis
tungsvereinbarungen mit 
Medienunternehmen ab
geschlossen. Mit Radio 
dürfte jedoch in Kürze ei
ne solche Vereinbarung 
getroffen werden. 

Dies geht aus einer Antwort d£r 
Regierung zu einer entspre
chenden kleinen Anfrage von 
Johannes Matt im letzten 
Landtag hervor. Im Rahmen des 
neuen Medienforderungsgeset
zes kann die Regierung bei Be
darf  mit Medienunternehmen 
Leistungsvereinbarungen ab
schliessen. Diesbezüglich rich
tete der FBP-Abgeordnete fol
gende Fragen an  die Regierung: 
Mit welchen Medienunterneh
men wurden bereits Leistungs
vereinbarungen abgeschlos
sen? Mit welchen Unternehmen 
plant die Regierung noch sol

che Vereinbarungen? In wel
chem prozentualen Verhältnis 
wird der budgetierte Betrag für 
Leistungsvereinbarungen unter 
den verschiedenen Medienun
ternehmen aufgeteilt? Nach 
welchen Grundsätzen schliesst 
die Regierung solche Vereinba
rungen ab? Zu diesen Fragen 
gab der zuständige Regierungs
rat, Norbert Marxer nachste-

_ hende Stellungnahme ab. 

Grundsatzbeschluss 
Die Bestimmung, wonach die 

Regierung bei Bedarf im Rah
men des Voranschlages mit Me
dia l  Leistungsvereinbarungen 
abschliesst, hat aufgrund eines 
entsprechenden Vorschlages im 
Landtag Eingang in das Me-
di^nförderungsgesetz gefunden. 
Dies vor dem Hintergrund, die 
Grundversorgung Liechten
steins mit einem liechtensteini
schen Radiosender - sprich Ra
dio L - zu gewährleisten 

Im Rahmen der Notifikation 
des Medienforderungsgesetzes 

an die EFTA-Überwachungs
behörde wurde von der Regie
rung - um den Anforderungen 
des EWR-Reehts zu entspre
chen - am 27. Januar 2000 ein 
Grundsatzbeschluss gefasst, 
wonach Leistungsvereinbarun
gen im Rahmen des Voran
schlages bei Bedarf bzw. zur Si
cherstellung der im öffentli
chen Interesse liegenden Infor
mation, die unter Marktbedin
gungen nicht kostendeckend 
erbracht würde, abgeschlossen 
werden. Mit der im Rahmen ei
ner Leistungsvereinbarung für 
die von einem Medium zu er
bringende Leistung festzule
gende Abgeltung werden die 
Nachteile, die einem Medium 
mit der Erfüllung des verein
barten Leistungsauftrages ent
stehen, ausgeglichen. Die Höhe 
der Abgeltung richtet sich nach 
den zusätzlichen Kosten, die 
dem Medium durch die Erbrin
gung der vereinbarten Leistung 
entstehen. Dies bedeutet, dass 
die Erbringung einer vereinbar-

(Archivbild) 

ten Leistung nicht gewinnbrin
gend sein kann. 

Bis zum gegenwärtigen Zeit
punkt wurde von der Regierung 
noch keine Leistungsvereinba
rung abgeschlossen. Im Sinne 
des im Landtag mehrfach 
geäusserten Wunsches, mit Ra
dio L eine Leistungsvereinba
rung abzuschliessen, wurden 
vor mehr als einem Jahr dies
bezügliche Gespräche mit Ra
dio L aufgenommen. Der Ab
schluss .einer Leistungsverein
barung steht kurz vor dem Ab
schluss. 

Am 7. Dezember 2000 hat 
auf  Wunsch des Liechtensteiner 
Vaterlandes und des Liechten
steiner Volksblattes ein erstes 
Gespräch betreffend den Ab
schluss einer Leistungsverein
barung stattgefunden. Ein ent
sprechender Vorschlag dieser 
beiden Medien für eine im Sin
ne des Grundsatzbeschlusses 
der Regierung zu  vereinbaren
de Leistung ist noch ausste
hend. 
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Bislang noch keine Beweise 
oder konkrete Forderungen 

Anfrage zu den Vorwürfen des Jüdischen Weltkongresses 
Im Zusammenhang mit  den 
Vorwürfen des Jüdischen 
Weltkongresses an  Liechten
stein wurden bislang keine 
Beweise vorgelegt oder 
Forderungen a n  unser Land 
gerichtet. Dies erklärte Regie-
fungsrätin Andrea Willi i m  
letzten Landtag zu einer en t 
sprechenden Anfrage des FBP-
Abgeordneten Johannes Matt. 

Die Regierung hatte den Land
tag anlässlich der letzten nicht
öffentlichen Landtagssitzung 
über die bisherigen Vorarbeiten 
und das geplante weitere Vor
gehen informiert. Im öffentli
chen Landtag gab Regienmgs-
rätin Andrea Willi zu  den ein
zelnen Fragen des Abgeordne
lten Johannes Matt nachstehen
de (Stellungnahme ab. 
: ?eit Bekanntwerden der Fra
gen und Vorstösse des Jüdi
schen Weltkongresses hat  die 
Regierung über die liechten
steinischen diplomatischen 
Vertretungen im Ausland und 
üb?r. die Vertreter der Koordi

nierungsgruppe den Kontakt 
zum Jüdischen Weltkongress 
gepflegt. Es wurde vereinbart, 
dass sich der Jüdische Weltkon
gress und die liechtensteini
schen Behörden in diesen Fra
gen jeweils informieren und 
zusammenarbeiten. Die Regie
rung wird nächste Woche kon
krete Beschlüsse bezüglich der 
Einsetzung einer historischen 
Expertenkommission und 
ihrem Auftrag fassen und die 
Öffentlichkeit darüber.  infor
mieren. 

Noch keine Beweise 
Zu den konkreten Fragen des 
Abgeordneten Matt kann unter 
Berücksichtigung des vorher 
Gesagten folgendes festgehal
ten werden: Es fanden mit dem 
Jüdischen Weltkongress ver
schiedene Gespräche statt; es 
wurden bislang jedoch keine 
Beweise vorgelegt bzw. Forde
rungen an  unser Land gerich
tet. Es besteht aber mit dem J ü 
dischen Weltkongress Einver
nehmen darüber, dass die auf

geworfenen und relevanten 
Fragen zur Rolle Liechtensteins 
in dieser Zeit von einer unab
hängigen Kommission unter
sucht werden. 

Die von der Regierung einge
setzte Koordinierungsgruppe 
hat zwischenzeitlich vor allem 
die Strategie festgelegt, die Ko
ordination im Inland sicherge
stellt, Kontakte mit dem Jüdi
schen Weltkongress wahrge
nommen, Informationen im 
Hinblick auf  das festzulegende 
Vorgehen gesammelt und wei
tere Vorbereitungsarbeiten zu
handen der Regierung ge
macht. 

Die Kommission zur Aufar
beitung der Geschichte Liech
tensteins im Zweiten Weltkrieg 
kann demnächst eingesetzt 
werden, wenn alle angefiragten 
Personen ihre Zusage gemacht 
haben. Die Regierung hofft auf 
Verständnis, dass die Namen 
dieser Kommission erst dann 
bekannt gegeben werden kön
nen, wenn die Kommission of
fiziell bestellt ist, 
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